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KREISVERWALTUNG ALZEY-WORMS Alzey, 01.10.2025 
Abt. 6 – Bauen und Umwelt, Ref. 62 
Az.: 6-55203-42/bk 
 
 
Vollzug der Wassergesetze; 
Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles gem. UVPG 
 
Antrag der Verbandsgemeindeverwaltung Eich auf Erteilung einer Plangenehmi-
gung nach § 67 WHG in Verbindung mit § 68 Abs. 2 WHG zur Beseitigung (Entwid-
mung) eines Grabenabschnittes (Gewässer III. Ordnung) in der Gemarkung Metten-
heim 
 
 
Die Verbandsgemeindeverwaltung Eich, Hauptstr. 26, 67575 Eich, beantragt im Namen 
und Auftrag der Ortsgemeinde Mettenheim, die Durchführung eines wasserrechtlichen 
Plangenehmigungsverfahrens zur Beseitigung (Entwidmung) eines Grabenabschnittes 
(Gewässer III. Ordnung) in der Gemarkung Mettenheim. 
 
Nach § 67 Abs. 2 WHG in Verbindung mit § 68 Abs. 1 WHG bedarf die Herstellung, Besei-
tigung und wesentliche Umgestaltung eines Gewässers grundsätzlich der Planfeststellung. 
Für einen nicht UVP-pflichtigen Gewässerausbau kann an Stelle eines Planfeststellungs-
beschlusses eine Plangenehmigung erteilt werden (§ 68 Abs. 2 WHG). 
 
Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist nach den Bestimmungen des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) durchzuführen. Die Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht für ein in der Anlage 1, Spalte 1 mit dem 
Buchstaben „X“ zum UVPG gekennzeichnetes Neuvorhaben, wenn die zur Bestimmung 
der Art des Vorhabens genannten Merkmale vorliegen (§ 6 Satz 1 UVPG). Sofern Größen- 
oder Leistungswerte angegeben sind, besteht die UVP-Pflicht, wenn die Werte erreicht 
oder überschritten werden (§ 6 Satz 2 UVPG). 
 
Sofern ein in der Anlage 1, Spalte 2 mit dem Buchstaben „A“ gekennzeichnetes Neuvor-
haben eine allgemeine Vorprüfung vorgesehen ist, ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen, wenn das Neuvorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde auf-
grund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufge-
führten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann (§ 7 Abs. 1 
UVPG). 
 
Wird ein Vorhaben geändert, für das keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt 
worden ist, so wird für das Änderungsvorhaben eine Vorprüfung durchgeführt, wenn für 
das Vorhaben nach Anlage 1 eine Vorprüfung, aber keine Prüfwerte vorgeschrieben sind 
(§ 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 UVPG). Die UVP-Pflicht besteht, wenn die Vorprüfung ergibt, dass 
die Änderung erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann (§ 9 Abs. 
3 Satz 2 UVPG). Für die Vorprüfung bei Änderungsvorhaben gilt § 7 entsprechend (§ 9 
Abs. 4 UVPG). 
 
Nach Nr. 13.18.1 der Anlage 1 – Liste „UVP-pflichtige Vorhaben“ – unterliegen Ausbau-
maßnahmen, die nicht von Nummer 13.18.2 erfasst sind, einer allgemeinen Vorprüfung 
des Einzelfalls. Bei der vorgesehenen Beseitigung (Entwidmung) eines namenlosen Gra-
bens handelt es sich um ein Änderungsvorhaben gemäß der Ziffer 13.18.1. 
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Eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 des Landesgesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (LUVPG) ist nicht durchzuführen, da kein Vorhaben nach 
der Anlage 1 (Liste der nach Landesrecht UVP-pflichtigen Vorhaben) vorliegt. 
 
 
Beschreibung des Ist-Zustandes 
 
Bei dem Grabenabschnitt Flur 5 Nr. 252 handelt es sich um einen ehemals künstlich ange-
legten Entwässerungsgraben. Der Graben ist verlandet und gleicht einer Versickerungs-
mulde. Ein Zu- oder Abfluss zu dem zeitweisen wasserführenden Graben am südlichen 
Ende des Gewässers ist nicht mehr vorhanden. Zudem ist die Verbindung der Grabenpar-
zelle nach Norden zu einem weiteren Entwässerungsgraben durch einen landwirtschaftli-
chen Weg ohne Durchlass abgeschnitten. 
 
 
Beschreibung des Vorhabens 
 
Die Verbandsgemeindeverwaltung Eich beabsichtigt die Beseitigung (Entwidmung) des 
katastermäßig ausgewiesenen Grabenabschnittes, da dieser keine wasserwirtschaftliche 
Funktion mehr erfüllt. 
 
 
Entwicklungsziel / Verschlechterungsverbot gemäß § 27 WHG 
 
Bei dem geplanten Entwässerungsgraben handelt es sich um ein künstlich hergestelltes 
Gewässer III. Ordnung. 
 
Oberirdische Gewässer sind so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres öko-
logischen und ihres chemischen Zustands vermieden wird und ein guter ökologischer und 
ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden (§ 27 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
WHG). 
 
Oberirdische Gewässer, die nach § 28 WHG als künstliche oder erheblich verändert ein-
gestuft werden, sind so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres ökologischen 
Potenzials und ihres chemischen Zustands vermieden wird und ein gutes ökologisches 
Potenzial und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden (§ 27 Abs. 2 Nr. 
1 und 2 WHG). 
 
Die Bewirtschaftungsziele für oberirdische Gewässer finden für den betroffenen Graben-
abschnitt keine Anwendung, da das Gewässer durch menschliche Tätigkeiten so beein-
trächtigt oder seine natürlichen Gegebenheiten so beschaffen sind, dass die Erreichung 
der Ziele unmöglich ist oder mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden wäre (§ 30 
Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 27 WHG). 
 
 
Vorprüfung des Einzelfalls im Rahmen einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 4 in 
Verbindung mit § 7 Abs. 1 UVPG in Verbindung mit der Anlage 1 und 3 zum UVPG wurde 
für die geplante Maßnahme durchgeführt. 
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Merkmale des Vorhabens gemäß Anlage 3 Ziffer 1 UVPG 
 
Besondere Merkmale, welche hinsichtlich der Kriterien nach Anlage 3 Ziffer 1 UVPG zu 
beurteilen wären, liegen nicht vor. 
 
 
Standort des Vorhabens gemäß Anlage 3 Ziffer 2 UVPG 
 
Der Gewässerabschnitt befindet sich innerhalb der Zone III B des Wasserschutzgebietes 
Eich zugunsten der Stadtwerke Mainz (jetzt Mainzer Netze) sowie innerhalb eines Risiko-
gebietes außerhalb des Überschwemmungsgebietes „Rhein“. Darüber hinaus ist das 
Landschaftsschutzgebiet „Rheinhessisches Rheingebiet“ durch das geplante Vorhaben 
tangiert. 
 
Ein Vorhaben nach § 3 Abs. 1 Satz 1 des Landesgesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (LUVPG) in Verbindung mit der Anlage 1 (Liste der nach Landesrecht UVP-
pflichtigen Vorhaben) liegt nicht vor. 
 
 
Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen gemäß Anlage 3 Ziffer 3 UVPG 
 
Mögliche erhebliche Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter, welche anhand 
der unter den Ziffern 1 und 2 aufgeführten Kriterien zu beurteilen wären, liegen nicht vor. 
 
 
Beurteilung der Umweltverträglichkeit 
 
Nach überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Krite-
rien, besteht für das beantragte Vorhaben keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung, da erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu erwarten 
sind. Nach § 5 Abs. 2 UVPG ist diese Feststellung der Öffentlichkeit bekannt zu geben. 
 
Im Auftrag 
 
Gernot Becker 


